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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

mit Empfehlungen an die Kommission zum Bericht der Präsidenten des Europäischen 
Rates, der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank und der Euro-
Gruppe „Auf dem Weg zu einer echten Wirtschafts- und Währungsunion“
(2012/2151(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 7. Mai 2008 zu „WWU@10: Zehn 
Jahre Wirtschafts- und Währungsunion – Errungenschaften und Herausforderungen“, 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 20. Oktober 2009 mit dem Titel „Ein 
EU-Rahmen für das grenzübergreifende Krisenmanagement auf dem Banksektor“,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission vom 12. Juli 2010 für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über Einlagensicherungssysteme (Neufassung),

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission vom 6. Juni 2012 für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung 
und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinien 77/91/EWG, 82/891/EG, 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 
2005/56/EG, 2007/36/EG und 2011/35/EG des Rates sowie der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 28. und 29. Juni 
2012,

– unter Hinweis auf die Erklärung der Staats- bzw. Regierungschefs der Eurozone vom 
29. Juni 2012, 

– unter Hinweis auf den Bericht der Präsidenten des Europäischen Rates, der Europäischen 
Kommission, der Europäischen Zentralbank und der Euro-Gruppe vom 26. Juni 2012 
„Auf dem Weg zu einer echten Wirtschafts- und Währungsunion“,

– unter Hinweis auf den Bericht des Internationalen Währungsfonds vom Juli 2012 über die 
Politiken des Euroraums,

– in Kenntnis der Erklärung der Staats- und Regierungschefs der G-20, die sie nach dem 
Gipfel von Pittsburgh vom 24. und 25. September 2009 abgegeben haben und die 
grenzübergreifende Abwicklungen und systemrelevante Finanzinstitute betrifft,

– unter Hinweis auf die vom Europäischen Parlament und vom Rat als Teil des „Sixpacks“ 
angenommenen Rechtsvorschriften,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 12. Juli 2012 mit dem Titel „Was verändert sich durch die neuen 
Finanzvorschriften für den europäischen Bankensektor?“,
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– unter Hinweis auf den Bericht der hochrangigen Expertengruppe zur Finanzaufsicht unter 
dem Vorsitz von Jacques de Larosière, der am 25. Februar 2009 dem Präsidenten der 
Europäischen Kommission vorgelegt wurde,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2010 zum Thema Europäische 
Finanzstabilitätsfazilität und Europäischer Finanzstabilisierungsmechanismus sowie 
künftige Maßnahmen1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2010 mit Empfehlungen an die 
Kommission zu einem grenzübergreifenden Krisenmanagement im Bankensektor2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 22. September 2010 zu dem Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die gemeinschaftliche 
Finanzaufsicht auf Makroebene und zur Einsetzung eines Europäischen Ausschusses für 
Systemrisiken3, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 22. September 2010 zu dem Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung einer 
Europäischen Bankaufsichtsbehörde4,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Oktober 2010 mit Empfehlungen an die 
Kommission zur Verbesserung der Economic Governance und des Stabilitätsrahmens in 
der Union, vor allem im Euroraum5, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Dezember 2010 zur Einrichtung eines 
ständigen Krisenmechanismus zur Wahrung der Finanzstabilität im Euroraum6,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. März 2011 zu dem Entwurf eines 
Beschlusses des Europäischen Rates zur Änderung des Artikels 136 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union hinsichtlich eines Stabilitätsmechanismus für die 
Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist7, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. April 2011 zu einem Binnenmarkt für 
Unternehmen und Wachstum8,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Juli 2011 zu der Finanz-, Wirtschafts- und 
Sozialkrise: Empfehlungen in Bezug auf die zu ergreifenden Maßnahmen und 
Initiativen9,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 1. Dezember 2011 zu dem Europäischen 

                                               
1 ABl. C 351 E vom 2.12.2011, S. 69.
2 ABl. C 351 E vom 2.12.2011, S. 61.
3 ABl. C 50 E vom 21.2.2012, S. 210.
4 ABl. C 50 E vom 21.2.2012, S. 214.
5 ABl. C 70 E vom 8.3.2012, S. 41.
6 ABl. C 169 E vom 15.6.2012, S. 121.
7 ABl. C 247 E vom 17.8.12, S. 22.
8 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0146.
9 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0331.
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Semester für die wirtschaftspolitische Koordinierung1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. Januar 2012 zu den Schlussfolgerungen 
der Tagung des Europäischen Rates (8.-9. Dezember 2011) zum Entwurf eines 
Internationalen Abkommens über eine verstärkte Wirtschaftsunion2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Februar 2012 zur Durchführbarkeit der 
Einführung von Stabilitätsanleihen3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Februar 2012 zu beschäftigungs- und 
sozialpolitischen Aspekten im Jahreswachstumsbericht 20124,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Februar 2012 zu dem Beitrag zum 
Jahreswachstumsbericht 20125,

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt vom 16. Februar 2012 zu dem Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Einlagensicherungssysteme 
[Neufassung]6,

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt vom 19. April 2012 zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1083/2006 des Rates hinsichtlich bestimmter Vorschriften zu 
Risikoteilungsinstrumenten für Mitgliedstaaten, die von gravierenden Schwierigkeiten in 
Bezug auf ihre finanzielle Stabilität betroffen oder bedroht sind7,

– unter Hinweis auf seine Abänderungen vom 13. Juni 2012 zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Ausbau der 
wirtschafts- und haushaltspolitischen Überwachung von Mitgliedstaaten, die von 
gravierenden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität im Euro-
Währungsgebiet betroffen oder bedroht sind (Teil des „Two-Packs“),

– unter Hinweis auf seine Abänderungen vom 13. Juni 2012 zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame 
Bestimmungen für die Überwachung und Bewertung der Übersichten über die 
gesamtstaatliche Haushaltsplanung und für die Gewährleistung der Korrektur 
übermäßiger Defizite der Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet (Teil des „Two-
Packs“),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Juni 2012 zur Gestaltung eines 
arbeitsplatzintensiven Aufschwungs8,

                                               
1 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0542.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0002.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0046.
4 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0047.
5 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0048.
6 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0049.
7 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0133.
8 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0260.
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– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 4. Juli 2012 zu der Tagung des Europäischen 
Rates vom Juni 20121,

– gestützt auf die Artikel 42 und 48 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung sowie der 
Stellungnahmen des Haushaltsausschusses, des Ausschusses für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten und des Ausschusses für konstitutionelle Fragen (A7-
0000/2012),

A. in der Erwägung, dass die Europäische Union seit der Unterzeichnung der Römischen 
Verträge entscheidende Schritte hin zu einer politischen, wirtschaftlichen, fiskal- und 
währungspolitischen Integration getan hat;

B. in der Erwägung, dass die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) kein Selbstzweck ist, 
sondern vielmehr ein Instrument zur Verwirklichung der Ziele der Union, insbesondere 
ein ausgewogenes und nachhaltiges Wachstum sowie ein hohes Beschäftigungsniveau;

C. in der Erwägung, dass sich in einer globalisierten Informationsgesellschaft die 
Notwendigkeit einer stärkeren europäischen Integration immer deutlicher abzeichnet; 

D. in der Erwägung, dass die Union sich an einem Scheideweg befindet und eine klare 
Richtungsentscheidung gefällt werden muss, entweder die Kräfte innerhalb der Union 
zu bündeln und eine Zukunft für eine starke und wertorientierte Union in einer 
globalisierten Welt aufzubauen, oder sich zurückzuziehen und dazu gezwungen zu 
sein, sich aufgrund des Fehlens von Macht und Einfluss passiv der Globalisierung zu
fügen;

E. in der Erwägung, dass die Wirtschafts-, Finanz- und Bankenkrise wiederholt 
demonstriert hat, dass Staatsschulden auf nationaler Ebene und Finanzierungsprobleme 
sowie die Störung des makroökonomischen Gleichgewichts die sozioökonomische 
Entwicklung des Euroraums und der Union insgesamt unverzüglich, direkt und negativ 
beeinflussen;

F. in der Erwägung, dass große Besorgnis über die schwierige wirtschaftliche und 
finanzielle Situation herrscht, in der mehrere Mitgliedstaaten sich befinden, die durch 
die anhaltenden Spannungen auf den Staatsanleihemärkten, die sich in hohen 
Anleihezinsen für einige Länder und einer erheblichen finanziellen und 
wirtschaftlichen Instabilität widerspiegeln, verschärft werden;

G. in der Erwägung, dass die Verbindung aus einer mangelnden Wettbewerbsfähigkeit 
und einem geringen Wachstumspotenzials mit hohen Defiziten und einer hohen 
Verschuldung sich nicht nur in einigen Mitgliedstaaten negativ auswirkt, sondern den 
Euroraum insgesamt gefährdet;

H. in der Erwägung, dass die jüngsten Ereignisse deutlich gemacht haben, dass der 
Euroraum nicht ausreichend ausgerüstet ist, um die Krise zu lösen und angemessen auf 
die regionalen konjunkturellen Schocks innerhalb des Euroraums reagieren zu können;

                                               
1 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0292.
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I. in der Erwägung, dass der Euro sowohl innerhalb des Euroraums als auch auf globaler 
Ebene als zweitwichtigste internationale Reservewährung eine wichtige Rolle spielt, 
die mit dem Andauern der Krise zunehmend untergraben wird;

J. in der Erwägung, dass der Euro den Bürgerinnen und Bürgern der Union über die 
letzten zehn Jahre viele Vorteile gebracht hat, wie Preisstabilität, Schutz gegen 
Währungsschwankungen, die Unmöglichkeit von nichtkooperativen 
wettbewerbsbedingten Abwertungen, niedrigere Zinsen, die Förderung der Integration 
der Finanzmärkte und die Vereinfachung des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs;

K. in der Erwägung, dass die gemeinsame Währung der Union nicht zu einem Symbol der 
Spaltung werden sollte, das das gesamte europäische Projekt gefährdet, sondern ein 
Symbol einer Union bleiben sollte, die entscheidungsfreudig und in der Lage ist, 
weitreichende Beschlüsse für eine gemeinsame und erfolgreiche Zukunft zu fassen; 

L. in der Erwägung, dass die Mitgliedschaft im Euroraum ein hohes Maß an 
wirtschaftlicher Interdependenz zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten beinhaltet 
und daher eine viel engere Abstimmung der Finanz-, Haushalts- und 
Wirtschaftspolitiken erforderlich macht, verbunden mit strengeren 
Kontrollinstrumenten und einer wirksamen Durchsetzung;

M. in der Erwägung, dass die jüngste Eurobarometer-Untersuchung darauf hindeutet, dass 
das Vertrauen in politische Institutionen aufgrund der anhaltenden Krise sowohl auf 
nationaler als auch auf Unionsebene stark zurückgegangen ist, ebenso wie die positive 
Wahrnehmung der Union in der Öffentlichkeit stark abgenommen hat; dennoch ist die 
Union weiterhin der Akteur, von dem die Bürgerinnen und Bürger der Union denken, 
dass er die Wirtschaftskrise am wirksamsten bekämpft; 

N. in der Erwägung, dass die politischen Entscheidungsträger auf Unions- und auf 
nationaler Ebene ihren Bürgerinnen und Bürgern die Vorteile einer gemeinsamen 
Währung fortlaufend erklären sollten, einschließlich der mit einem 
Auseinanderbrechen des Euroraums verbundenen Kosten und Risiken;

O. in der Erwägung, dass 17 Mitgliedstaaten bereits die gemeinsame Währung der Union 
eingeführt haben und die meisten anderen dem Euro beitreten werden, sobald sie dazu 
bereit sind; 

P. in der Erwägung, dass jegliche Zweifel über die Zukunft der WWU im Allgemeinen 
und die gemeinsame Währung der Union im Besonderen ausgeräumt werden müssen; 

Q. in der Erwägung, dass die Zeit knapp wird und die Wiederherstellung des Vertrauens 
die Hauptaufgabe ist, um europäische Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen 
davon zu überzeugen, wieder in die Wirtschaft zu investieren und die Bedingungen für 
die Finanzinstitute zu schaffen, damit sie die Realwirtschaft wieder auf breiter, aber 
solider Basis mit Krediten versorgen können; 

R. in der Erwägung, dass die Antwort auf die Eurokrise komplex ist und entschlossene, 
vielfältige Bemühungen auf allen institutionellen und politischen Ebenen erfordert;
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S. in der Erwägung, dass die EU-Institutionen und die Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten im Allgemeinen und der Mitgliedstaaten des Euroraums im 
Besonderen es in der Hand haben, in einer glaubwürdigen Art und Weise an der 
dringend notwendigen Wiederherstellung des Vertrauens zu arbeiten;

T. in der Erwägung, dass die Wiederherstellung des Vertrauens es erforderlich macht, 
dass diese Staats- und Regierungschefs und deren Minister die politischen 
Entscheidungen, auf die sie sich auf Unionsebene geeinigt haben, in ihren 
Mitgliedstaaten loyal verteidigen, und dass sie erklären, dass sie diese politischen 
Entscheidungen in dem Glauben gebilligt haben, dass sie die Zukunft ihrer eigenen 
Bürgerinnen und Bürger sichern werden; in der Erwägung, dass, indem unpopuläre 
Entscheidungen der Union zugeschrieben werden, ein besonders gefährliches Spiel mit 
der öffentlichen Wahrnehmung gespielt wird, das die Gefahr birgt, die Union von 
unten auszuhöhlen, indem es die Solidarität untergräbt und schlussendlich dem 
gesamten europäischen Projekt schadet;

U. in der Erwägung, dass der Europäische Rat und das Gipfeltreffen der Mitglieder des 
Euro-Währungsgebiets vom 28. und 29. Juni 2012 ihre Entschlossenheit bekräftigt 
haben, die Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um ein finanziell stabiles, 
wettbewerbsfähiges und erfolgreiches Europa sicherzustellen und auf diese Weise den 
Wohlstand der Bürgerinnen und Bürger zu steigern;

V. in der Erwägung, dass die wachsende Kluft zwischen den Kernländern der Union und 
den Ländern der Peripherie nicht chronisch werden sollte; in der Erwägung, dass ein 
dauerhafter Rahmen geschaffen werden muss, in dem Mitgliedstaaten in 
Schwierigkeiten sich auf eine solidarische Unterstützung durch andere Mitgliedstaaten 
verlassen können sollten; in der Erwägung, dass diejenigen Mitgliedstaaten, die sich 
Solidarität wünschen, in der Lage sein sollten, ihre Verantwortung in Bezug auf die 
Umsetzung des Vertrages über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie ihre länderspezifischen Empfehlungen und ihre 
Verpflichtungen im Rahmen des Europäischen Semesters wahrzunehmen, insbesondere 
die mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP), dem Euro-Plus-Pakt und dem 
Verfahren bei einem übermäßigen Ungleichgewicht verbundenen Verpflichtungen; 

W. in der Erwägung, dass kein Zweifel darüber besteht, dass die europäische Integration, 
wenn die Mitgliedstaaten ihre europäischen Pflichten akkurat erfüllen, ein 
unumkehrbarer und fortschreitender Prozess ist;

Weiteres Vorgehen: der Bericht der vier Präsidenten

X. in der Erwägung, dass es aus demokratischer Sicht unverständlich ist, dass der 
Präsident des Europäischen Parlaments, der über 502 Millionen europäische 
Bürgerinnen und Bürger repräsentiert, an der Verfassung des Berichts vom 
26. Juni 2012 des Präsidenten des Europäischen Rates in Zusammenarbeit mit dem 
Präsidenten der Europäischen Kommission, dem Vorsitzenden der Euro-Gruppe und 
dem Präsidenten der Europäischen Zentralbank mit dem Titel „Auf dem Weg zu einer 
echten Wirtschafts- und Währungsunion“ nicht beteiligt worden ist.

Y. in der Erwägung, dass es an der Zeit ist, dass die politischen Entscheidungsträger der 
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Europäischen Union ihre Entschlossenheit, Kreativität, ihren Mut, ihre Ausdauer und 
ihre Führungsqualitäten unter Beweis stellen, um die verbliebenen Defizite 
auszuräumen, die ein reibungsloses Funktionieren der WWU verhindern;

Z. in der Erwägung, dass der von den vier Präsidenten verfasste Bericht den ersten 
langfristigen Plan darstellt, der eindeutig vorwärts gerichtet ist und den Kreislauf des 
Misstrauens durch Strukturmaßnahmen aufbrechen will; 

AA. in der Erwägung, dass der Europäische Rat vom 28. und 29. Juni 2012 seinen 
Präsidenten aufgefordert hat, einen konkreten, zeitgebundenen Plan zum Erreichen 
einer echten WWU zu entwickeln; in der Erwägung, dass die Entwicklung einer 
langfristigen globalen Vision in Form eines Plans ein wichtiges Signal für die 
Wiederherstellung des Vertrauens ist, das mit der schrittweisen Umsetzung des Plans 
wachsen wird;

AB. in der Erwägung, dass kontinuierliche Fortschritte bei der Umsetzung des langfristigen 
Plans nicht die kurzfristigen Maßnahmen verzögern sollten;

AC. in der Erwägung, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass neue 
Vertragsänderungen notwendig sein könnten, um die Steuerung einer voll 
funktionsfähigen WWU zu verbessern; in der Erwägung, dass die Kommission 
unverzüglich die langfristig notwendigen institutionellen Entwicklungen auflisten 
sollte; 

AD. in der Erwägung, dass zukünftige Vertragsänderungen kein Hindernis für die rasche 
Umsetzung der Ziele darstellen sollten, die bereits im Rahmen der bestehenden 
Verträge erreicht werden können; in der Erwägung, dass innerhalb des bestehenden 
institutionellen Rahmens viel erreicht werden kann; 

AE. in der Erwägung, dass das Ziel darin bestehen sollte, dass alle Mitgliedstaaten 
gemeinsam Schritte zu einer stärkeren europäischen Integration unternehmen; in der 
Erwägung, dass Beschlüsse, die nur für den Euroraum gelten, aufgrund der Spezifität 
des Euroraums gegebenenfalls, und wo dies gerechtfertigt ist, notwendig sein könnten, 
wobei Opt-in-Klauseln für andere Mitgliedstaaten nicht ausgeschlossen sind;

Die Bankenunion

AF. in der Erwägung, dass die bisherigen Maßnahmen zur Stabilisierung des 
Finanzsystems als erfolgreich, jedoch für die vollständige Wiederherstellung des 
Vertrauens nicht als ausreichend angesehen werden können; in der Erwägung, dass die 
Europäische Zentralbank (EZB) bei diesen Rettungsaktionen eine entscheidende Rolle 
gespielt hat, ohne ihr zentrales Ziel, die Gewährleistung der Preisstabilität, aus den 
Augen zu verlieren;

AG. in der Erwägung, dass die vertraglich garantierte Unabhängigkeit der EZB auf dem 
Gebiet der Geldpolitik weiterhin ein Grundpfeiler der Glaubwürdigkeit der WWU und 
der gemeinsamen Währung ist;

AH. in der Erwägung, dass die prekäre Lage des Bankensektors in mehreren 
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Mitgliedstaaten die öffentlichen Finanzen gefährdet und die Kosten der Bewältigung 
der Bankenkrise den Steuerzahler zu stark belasten; in der Erwägung, dass bestehende 
Mechanismen und Strukturen nicht ausreichen, um eine gegenseitige Ansteckung zu 
verhindern; 

AI. in der Erwägung, dass das Aufbrechen der negativen Rückkopplungen zwischen 
Staaten, Banken und der Realwirtschaft für ein reibungsloses Funktionieren der WWU 
entscheidend ist;

AJ. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament wiederholt erklärt hat, dass 
zusätzliche und weitreichende Maßnahmen dringend notwendig sind, um die Krise im 
Bankensektor zu lösen; in der Erwägung, dass eine Unterscheidung gemacht werden 
sollte zwischen kurzfristigen Maßnahmen zur Stabilisierung einer akuten 
Krisensituation im Bankensektor und langfristigen Maßnahmen, die auf die 
Verwirklichung einer voll funktionsfähigen europäischen Bankenunion abzielen;

AK. in der Erwägung, dass alle Maßnahmen, die im Zusammenhang mit einer solchen 
Bankenunion eingeleitet worden sind, nicht das weitere reibungslose Funktionieren 
des Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen und den freien Kapitalverkehr 
behindern sollten;

AL. in der Erwägung, dass Finanzinstitute und ihre Vertreter auf verantwortungsvolle 
Weise und nach hohen moralischen Standards handeln und der Realwirtschaft dienen 
sollten;

AM. in der Erwägung, dass die Union von Vorschlägen, die einen einheitlichen 
europäischen Aufsichtsmechanismus für Finanzinstitute, ein einheitliches 
europäisches Einlagensicherungssystem und ein einheitliches europäisches 
Sanierungs- und Abwicklungssystem einführen, profitieren sollte;

AN. in der Erwägung, dass der Geltungsbereich des Einlagensicherungs- und 
Krisenmanagementrahmens den Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus im 
Hinblick auf die abgedeckten Banken widerspiegeln sollte (Symmetrie); 

Ein einheitlicher Aufsichtsmechanismus

AO. in der Erwägung, dass Aufsichtsbehörden Probleme im Allgemeinen frühzeitig 
erkennen sollten, um zu verhindern, dass Krisen entstehen, und um die Finanzstabilität 
aufrechtzuerhalten;

AP. in der Erwägung, dass die Befugnisse für die Bankenaufsicht in der Union in der 
Gegenwart immer noch in den Händen der nationalen Aufsichtsbehörden liegen, 
wobei die durch Verordnung (EU) Nr. 1093/20101 errichtete Europäische 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) (EBA) eine koordinierende 
Rolle hat; in der Erwägung, dass sich das bestehende System der nationalen Aufsicht 
als zu fragmentiert erwiesen hat, um den aktuellen Herausforderungen gewachsen zu 
sein;

                                               
1 ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12-47.
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AQ. in der Erwägung, dass ein qualitativ hochwertiger und einheitlicher europäischer 
Aufsichtsmechanismus unerlässlich ist, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle Finanzinstitute sicherzustellen und das 
grenzübergreifende Vertrauen wiederherzustellen;

AR. in der Erwägung, dass eine klare Aufteilung der operativen Zuständigkeiten zwischen 
einem europäischen Aufsichtsmechanismus und den nationalen Aufsichtsbehörden, 
abhängig von der Größe und Beschaffenheit der Banken und der Art der 
Aufsichtspflichten, vereinbart werden sollte;

AS. in der Erwägung, dass der europäischen Aufsichtsebene die oberste Verantwortung für 
alle Finanzinstitute in den Ländern, die zum System gehören, zufallen sollte, um den 
nationalen Aufsichtsbehörden Leitlinien vorzugeben und den allgemeinen 
Strategierahmen für die Aufsicht festzulegen;

AT. in der Erwägung, dass die europäische Aufsicht über Finanzinstitute im Euroraum eine 
absolute Priorität ist, um Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise zu ergreifen; 

AU. in der Erwägung, dass aus Gründen der Effizienz und des raschen Handelns 
empfohlen wird, die europäische Aufsicht der EZB angesichts ihrer allgemein 
anerkannten Fachkompetenz, ihres Zugangs zu Informationsquellen und ihrer 
Glaubwürdigkeit zu übertragen; 

AV. in der Erwägung, dass die EZB sich von Beginn an mit den Finanzinstituten befassen 
sollte, die direkte Unterstützung von der Union benötigen, sowie mit europäischen 
systemrelevanten Finanzinstituten und mit nationalen systemrelevanten 
Finanzinstituten; 

AW. in der Erwägung, dass es außerordentlich wichtig ist, dass Sicherheitsvorkehrungen 
eingeführt werden, um Interessenkonflikte zwischen der Geldpolitik der EZB und 
ihren Aufsichtsbefugnissen zu vermeiden; in der Erwägung, dass jegliche 
Aushöhlung der Autorität der EZB für die Geldpolitik ausgeschlossen werden muss, 
indem innerhalb der EZB ein juristisch unabhängiger Aufsichtsrat gebildet wird;

AX. in der Erwägung, dass die EZB ausreichende Haushaltsmittel und ausreichendes 
Personal benötigen wird, um eine objektive und integrierte Aufsicht über das 
europäische Bankensystem sicherzustellen;

AY. in der Erwägung, dass die Unabhängigkeit des einheitlichen europäischen 
Aufsichtsmechanismus von einer Einflussnahme der Politik oder der Industrie ihn 
angesichts der Bedeutung, die Aufsichtsmaßnahmen für die öffentlichen Finanzen, 
Banken, die Beschäftigen und Verbraucher haben können, nicht davon befreit, sich 
gegenüber dem Europäischen Parlament regelmäßig und wann immer die Situation es 
erforderlich macht für die auf dem Gebiet der europäischen Aufsicht eingeleiteten 
Maßnahmen und gefällten Beschlüsse zu erklären, zu rechtfertigen und 
rechenschaftspflichtig zu sein;

AZ. in der Erwägung, dass der Leiter des einheitlichen europäischen 
Aufsichtsmechanismus nach einer Anhörung und Bestätigung durch das Europäische 



PE494.867v02-00 12/24 PR\912882DE.doc

DE

Parlament ernannt werden sollte; 

BA. in der Erwägung, dass es ein großer Erfolg ist, dass der Europäische 
Stabilitätsmechanismus (ESM) in der Zukunft unter bestimmten Bedingungen in der 
Lage sein wird, Banken, die sich in Schwierigkeiten befinden, direkt finanziell zu 
unterstützen; in der Erwägung, dass aus diesem Grund die Inbetriebnahme des
einheitlichen Aufsichtsmechanismus die vorrangige und dringendste Aufgabe bei der 
Verwirklichung der Bankenunion ist;

BB. in der Erwägung, dass einheitliche Regeln, die durch die EBA entwickelt werden 
sollen, vollständig harmonisierte Regeln und ihre einheitliche Anwendung in der 
gesamten Union sicherstellen sollten; in der Erwägung, dass die Fertigstellung der 
einheitlichen Regeln für die Bankenaufsicht und die aufsichtsrechtlichen 
Anforderungen eine Voraussetzung für das reibungslose Funktionieren des 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus sind, da die europäische Aufsichtsbehörde nicht 
mit verschiedenen nationalen aufsichtsrechtlichen Anforderungen arbeiten kann;

Einlagensicherungssysteme

BC. in der Erwägung, dass Einlagensicherungssysteme nur eine Art von Instrumenten sind, 
die die Finanzstabilität garantieren sollten; in der Erwägung, dass sie Teil eines 
größeren finanzpolitischen Sicherheitsnetzes sind, das aus Regulierung, Aufsicht, 
Einlagensicherung und der Funktion des Kreditgebers der letzten Instanz besteht;

BD. in der Erwägung, dass Einlagensicherungssysteme während der Finanzkrise eine 
wichtige Rolle gespielt haben, um die Vermögen der Einleger zu schützen, die 
Finanzstabilität aufrechtzuerhalten, den Ansturm auf Banken zu vermeiden und das 
Vertrauen der Einleger wiederzugewinnen;

BE. in der Erwägung, dass ein Gleichgewicht gefunden werden sollte zwischen einem 
übertriebenen Schutz vor den Risiken, die Finanzinstitute eingehen, die das Risiko von 
fahrlässigem Verhalten erhöhen, einerseits, und einem unzureichenden Schutz, der das 
Vertrauen in die Glaubwürdigkeit und die Glaubwürdigkeit des Finanzsystems selbst 
untergräbt, andererseits;

BF. in der Erwägung, dass der aktuelle Vorschlag der Kommission für ein europäisches 
System von Einlagensicherungen nach der Erhöhung der Einlagensicherung auf ein 
einheitliches Niveau in der EU von 100 000 EUR ein weiterer Schritt in die richtige 
Richtung ist; in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission vor allem auf die 
Harmonisierung der nationalen Systeme in Bezug auf die angebotenen Sicherungen 
sowie in Bezug auf ihre Finanzierung abzielt;

BG. in der Erwägung, dass die Einführung eines einheitlichen europäischen 
Einlagensicherungsfonds, der die Glaubwürdigkeit des Systems zusätzlich stärkt, das 
endgültige Ziel sein sollte; die Entwicklung eines ähnlichen Systems ist angesichts der 
Einführung einer europäischen Aufsichtsstruktur und eines europäischen Sanierungs-
und Abwicklungsrahmens gerechtfertigt;

BH. in der Erwägung, dass ein einheitliches Einlagensicherungssystem alle Banken in den 
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zum System gehörenden Ländern umfassen sollte, um gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zu garantieren und die Verlagerung von Einlagen aus 
Finanzinstituten, die nicht zum Einlagensicherungssystem gehören, zu solchen, die 
zum Einlagensicherungssystem gehören, zu vermeiden;

Ein einheitliches Sanierungs- und Abwicklungssystem

BI. in der Erwägung, dass Schnelligkeit, der Zugang zu fundierten Informationen und 
Glaubwürdigkeit bei der Bewältigung von Bankenkrisen von grundlegender 
Bedeutung sind; 

BJ. in der Erwägung, dass eine gemeinsame Europäische Sanierungs- und 
Abwicklungsbehörde eingerichtet werden sollte, vorzugsweise zusammen mit einem 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus, um die Rentabilität von Banken in 
Schwierigkeiten wiederherzustellen und unrentable Finanzinstitute abzuwickeln;

BK. in der Erwägung, dass die Europäische Sanierungs- und Abwicklungsbehörde in der 
Lage sein wird, effizienter, schneller und konsequenter zu arbeiten als ein Netz aus 
nationalen Sanierungs- und Abwicklungsbehörden und auf diese Weise die negativen 
Folgen von ausschließlich nationalen Entscheidungen zu vermeiden, die negativen 
Rückkopplungen zwischen Banken und Staaten aufzubrechen und die Notwendigkeit 
von internationalen Ad-hoc-Krisenlösungen zu beseitigen;

BL. in der Erwägung, dass die Europäische Sanierungs- und Abwicklungsbehörde sich 
gegenüber dem Europäischen Parlament, wann immer die Situation es erforderlich 
macht, für die auf dem Gebiet der Sanierung und Abwicklung von Finanzinstituten 
eingeleiteten Maßnahmen und gefällten Beschlüsse erklären und rechtfertigen muss 
und ihm gegenüber rechenschaftspflichtig ist;

BM.in der Erwägung, dass der Leiter der Europäischen Sanierungs- und 
Abwicklungsbehörde nach einer Anhörung und Bestätigung durch das Europäische 
Parlament ernannt werden sollte; 

BN. in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission zu Sanierungs- und 
Abwicklungsmechanismen für Banken, die sich in einer Krise befinden, ein Schritt in 
die richtige Richtung ist; 

BO. in der Erwägung, dass auch Fortschritte im Hinblick auf die Einrichtung eines 
gemeinsamen europäischen Sanierungs- und Abwicklungsfonds gemacht werden 
müssen, der äußerst wichtig ist, um jederzeit die Stabilität des Finanzsystems 
garantieren und die Abwicklung von Finanzinstituten, ungeachtet ihrer Größe oder 
Beschaffenheit, durchführen zu können, bei gleichzeitiger Gewährleistung der 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen;

BP. in der Erwägung, dass es für den Schutz von privatem Sparvermögen notwendig ist, 
auf europäischer Ebene getrennte Fonds für die Einlagensicherung und für die 
Sanierung und Abwicklung von Finanzinstituten zu haben; 

BQ. in der Erwägung, dass europäische Mechanismen für die Abwicklung von 
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Finanzinstituten und für die Einlagensicherung eine stabile Finanzstruktur auf der 
Grundlage von Beiträgen aus der Industrie haben sollten, wobei europäische 
öffentliche Gelder nur als letztes Sicherheitsnetz dienen sollten;

BR. in der Erwägung, dass für den Fall, dass der ESM als zusätzliches finanzpolitisches 
Sicherheitsnetz im Euroraum dienen soll, ausreichende finanzielle Ressourcen 
eingeplant werden müssen, damit er diese zusätzliche Aufgaben auf eine glaubwürdige 
Art und Weise erfüllen kann; 

Die Fiskalunion

BS. in der Erwägung, dass solide öffentliche Finanzen und ausgeglichene Haushalte eine 
Grundvoraussetzung für eine langfristige wirtschaftliche und finanzielle Stabilität, für 
den Sozialstaat und für das Tragen der Kosten der erwarteten demographischen 
Entwicklung sind;

BT. in der Erwägung, dass ein reibungsloses Funktionieren der WWU eine vollständige 
und rasche Umsetzung der Maßnahmen erfordert, auf die man sich im Rahmen der 
verstärkten wirtschaftspolitischen Steuerung (wie dem SWP und dem fiskalpolitischen 
Pakt) geeinigt hat; 

BU. in der Erwägung, dass die Krise die Notwendigkeit eines substanziellen Schritts hin zu 
einer robusteren Fiskalunion mit wirksameren Mechanismen zum Korrigieren von 
unhaltbaren Haushaltsentwicklungen und Verschuldungsniveaus und zur Festsetzung 
der Obergrenze des Haushaltssaldos von Mitgliedstaaten verdeutlicht hat;

BV. in der Erwägung, dass zusätzliche Mechanismen notwendig sind, um sicherzustellen, 
dass alle Mitgliedstaaten die Verpflichtungen, die sie eingegangen sind, in ihren 
Haushaltsverfahren erfüllen, in Bezug auf die nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
die Rolle des EU-Kommissars für Wirtschaft und Währung gestärkt werden muss;

BW. in der Erwägung, dass die Trilogverhandlungen über die sogenannten „Two-Pack“-
Vorschriften bald zu konkreten politischen Ergebnissen führen sollten; der Rat sollte 
seine zögerliche Haltung in Bezug auf dieses Thema ablegen;

BX. in der Erwägung, dass Möglichkeiten für die Umsetzbarkeit eines 
Stabilisierungsinstruments für den Euroraum geprüft werden sollten, um 
wirtschaftlichen Schocks in den Mitgliedstaaten entgegenzuwirken und sie 
aufzufangen; in der Erwägung, dass Mechanismen der Finanzhilfe wie der ESM nicht 
so schnell einsetzbar sind wie konventionelle Haushaltsmechanismen; 

BY. in der Erwägung, dass Mitgliedstaaten, die dem Vertrag über Stabilität, Koordinierung 
und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion beigetreten sind, ihre Pläne zur 
Emission von Staatsanleihen der Kommission und dem Rat vorlegen müssen, wodurch 
eine frühzeitige Koordinierung der Emission von Staatsanleihen auf Unionsebene 
möglich ist;

BZ. in der Erwägung, dass die Emission von gemeinsamen Staatsanleihen auf lange Sicht 
eine logische Konsequenz der WWU ist; 
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CA. in der Erwägung, dass als notwendige Voraussetzung für die Emission von 
gemeinsamen Staatsanleihen ein tragfähiger Finanzrahmen etabliert sein muss, der auf 
eine verstärkte wirtschaftspolitische Steuerung, Haushaltsdisziplin und die Erfüllung 
der SWP-Vorgaben abzielt sowie auf Kontrollinstrumente, um fahrlässiges Verhalten 
zu verhindern;

CB. in der Erwägung, dass bedacht werden muss, dass die voreilige oder nicht 
glaubwürdige Einführung von Instrumenten zur Emission von gemeinsamen 
Staatsanleihen zu unkontrollierbaren Folgen und dem Verlust des langfristigen 
Vertrauens in die Fähigkeit des Euroraums zu entschiedenem Handeln führen könnte;

Wirtschaftsunion

CC. in der Erwägung, dass das Europäische Semester einen guten Rahmen zur 
Abstimmung der auf nationaler Ebene umgesetzten Wirtschaftspolitiken gemäß den 
vom Rat verabschiedeten länderspezifischen Empfehlungen bietet;

CD. in der Erwägung, dass Haushaltsdisziplin eine notwendige, aber nicht ausreichende 
Bedingung zur Bewältigung der Krise ist und auch weitreichende Strukturreformen 
und Initiativen notwendig sind, um ein qualitatives und nachhaltiges Wachstum und 
Beschäftigung in einer sozial gerechten Gesellschaft sicherzustellen;

CE. in der Erwägung, dass nationale Wirtschaftspolitiken die Realität der Mitgliedschaft in 
der WWU in einer sozialen Marktwirtschaft widerspiegeln müssen;

CF. in der Erwägung, dass der auf dem Europäischen Gipfel vom 28. und 29. Juni 2012 
gebilligte Pakt für Wachstum und Beschäftigung einen wichtigen Beitrag zu 
Wachstum, Beschäftigung und einer Verbesserung der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit leisten kann, müssen die Union und die Mitgliedstaaten ihre 
Verantwortung wahrnehmen und rasch handeln;

CG. in der Erwägung, dass es an den Mitgliedstaaten ist, unverzüglich die vereinbarten 
Reformen im Rahmen ihrer nationalen Reformprogramme durchzuführen;

CH. in der Erwägung, dass das Instrument der verstärkten Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Steuerpolitik öfter eingesetzt werden sollte; in der Erwägung, dass auf den 
Standpunkt des Europäischen Parlaments zur gemeinsamen konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) und zur Finanztransaktionsteuer 
(FTS) verwiesen werden kann;

CI. in der Erwägung, dass es wichtig ist, dass die Konjunkturerholung mit einer 
Arbeitsmarktpolitik einhergeht, die die strukturelle Arbeitslosigkeit senkt, 
insbesondere bei Jugendlichen, älteren Menschen und Frauen;

CJ. in der Erwägung, dass eine verbindliche Abstimmung auf Unionsebene für bestimmte 
wichtige wirtschaftspolitische Fragen, die mit Wachstum und Beschäftigung in 
Verbindung stehen, in Betracht gezogen werden könnte;

CK. in der Erwägung, dass langfristig tragfähige öffentliche Finanzen nicht nur eine Frage 
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einer wirtschaftlichen Verwendung der knappen staatlichen Mittel ist, sondern auch 
eine Frage der gerechten Besteuerung, einer gut organisierten Steuererhebung, einer 
besseren Bekämpfung aller Formen der Steuerhinterziehung sowie eines gut 
durchdachten Steuersystems, das die Kombination von hohen Grenzsteuersätzen mit 
niedrigen Steuerbemessungsgrundlagen vermeidet;

Demokratische Legitimität und Rechenschaftspflicht

CL. in der Erwägung, dass die Union ihre Legitimität demokratischen Werten verdankt, 
den Zielen, die sie verfolgt, sowie ihren Befugnissen, Instrumenten und Institutionen;

CM.in der Erwägung, dass aufgrund der anhaltenden Krise nicht nur die Steuerung der 
WWU, sondern auch der demokratische Charakter der Entscheidungsfindung im 
Rahmen der WWU diskutiert wird;

CN. in der Erwägung, dass der Europäische Rat bei der Bewältigung der Krise in den 
vergangenen Jahren verantwortungsvoll gehandelt hat, indem er zahlreiche Vorschläge 
formuliert hat, um Wege aus der Krise zu finden, wofür die Verträge der Union nicht 
immer eine klare Befugnis erteilt haben; 

CO. in der Erwägung, dass für Vorschläge, die in die Zuständigkeit der Union fallen, 
Beschlüsse in Übereinstimmung mit dem Gesetzgebungsverfahren gefällt worden 
sind, an dem das Europäische Parlament entweder auf dem Wege des Konsultations-
oder des Mitentscheidungsverfahrens beteiligt worden ist;

CP. in der Erwägung, dass Maßnahmen, die auf Unionsebene eingeleitet werden, oft als 
„nicht ausreichend und zu spät“ wahrgenommen werden, aufgrund der Verfahren, die 
sich aus dem demokratischen Gesetzgebungsprozess ergeben, des mangelnden 
europäischen Unterbaus oder mangelnden EU-Eigenmitteln, um direkt zur 
Bewältigung einer Krisensituation eingreifen zu können; 

CQ. in der Erwägung, dass Fehler in der WWU entdeckt worden sind und definitiv 
beseitigt werden sollten;

CR. in der Erwägung, dass die Zwischen- und Abschlussberichte, die der Präsident des 
Europäischen Rates jeweils im Oktober und Dezember 2012 vorlegen wird, in enger 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament verfasst werden sollten, das darauf 
besteht, in Übereinstimmung mit der Gemeinschaftsmethode als gleichberechtigter 
Partner voll eingebunden zu werden; in der Erwägung, dass dies durch die 
Einbeziehung des Präsidenten des Europäischen Parlaments in die Arbeit der vier 
Präsidenten bewerkstelligt werden kann sowie durch die Ernennung von Vertretern für 
die Ad-hoc-Arbeitsgruppe des Rates für den Bericht der vier Präsidenten durch die 
Konferenz der Präsidenten des Parlaments;

CS. in der Erwägung, dass es nicht länger tragbar ist, dass der Präsident des Europäischen 
Parlaments während des gesamten Zeitraums der Sitzungen des Europäischen Rates 
und des Gipfeltreffens der Mitglieder des Euro-Währungsgebiets nicht anwesend sein 
darf; in der Erwägung, dass dringend eine Lösung für diesen Mangel an 
demokratischer Legitimität durch eine politische Vereinbarung zwischen den beiden 
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Institutionen gefunden werden sollte;

CT. in der Erwägung, dass, wann immer der Union neue Befugnisse übertragen oder neue 
Befugnisse auf Unionsebene geschaffen oder neue EU-Institutionen gegründet 
werden, entsprechende demokratische Kontrolle durch das Europäische Parlament und 
eine Rechenschaftspflicht dem Europäischen Parlament gegenüber sichergestellt 
werden sollten;

1. Fordert die Kommission auf, da das Europäische Parlament ein Mitgesetzgeber ist, dem 
Parlament so bald wie möglich nach Konsultation aller Beteiligten Vorschläge für 
Rechtsakte zur Befolgung der als Anlage beigefügten ausführlichen Empfehlungen 
vorzulegen;

2. stellt fest, dass die Empfehlungen mit dem Grundsatz der Subsidiarität und den 
Grundrechten der Bürger der Europäischen Union im Einklang stehen;

3. fordert die Kommission auf, zusätzlich zu den Maßnahmen, die nach den bestehenden 
Verträgen eingeleitet werden können und rasch eingeleitet werden müssen, die 
institutionellen Entwicklungen aufzulisten, die sich als notwendig erweisen könnten, um 
auf der Grundlage der Notwendigkeit einer Bankenunion, einer Fiskalunion und einer 
Wirtschaftsunion eine stärkere WWU-Architektur zu schaffen;

4. ist der Ansicht, dass die finanziellen Auswirkungen des verlangten Vorschlags durch 
angemessene Mittelzuweisungen abgedeckt werden sollten;

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und die in der Anlage genannten 
ausführlichen Empfehlungen der Kommission, dem Europäischen Rat, dem Rat, der 
Europäischen Zentralbank, dem Präsidenten der Euro-Gruppe sowie den Parlamenten und 
Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln.
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ANLAGE ZUM ENTSCHLIESSUNGSANTRAG:
AUSFÜHRLICHE EMPFEHLUNGEN ZUM INHALT 

DES GEFORDERTEN VORSCHLAGS

1. Ein integrierter Finanzrahmen

Empfehlung 1.1 in Bezug auf einen einheitlichen Aufsichtsmechanismus

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Der zu erlassende Rechtsakt sollte einen qualitativ hochwertigen einheitlichen europäischen 
Aufsichtsmechanismus innerhalb der EZB (Europäische Aufsichtsbehörde) schaffen, um die 
wirksame Anwendung von aufsichtsrechtlichen Vorschriften, der Risikokontrolle und der 
Krisenprävention in Bezug auf Kreditinstitute und andere Finanzinstitute in der gesamten 
Union sicherzustellen. 

Die Rechtsgrundlage, die Form und der Inhalt des Vorschlags sollten der Möglichkeit einer 
gleichberechtigten Beteiligung aller Mitgliedstaaten an der Europäischen Aufsichtsbehörde 
Rechnung tragen. 

Die Beteiligung von Mitgliedstaaten, die dem Euroraum angehören, an der Europäischen 
Aufsichtsbehörde sollte obligatorisch sein.

Der Vorschlag sollte der umfassenden demokratischen Kontrolle durch das Europäische 
Parlament unterliegen. 

Die Rechtsgrundlage sollte das Europäische Parlament als Mitgesetzgeber auf dem Wege des 
Konzepts eines „Aufsichtspakets“ einbeziehen, wenn das Europäische Parlament kein 
Mitentscheidungsverfahren erreichen kann.

Der Vorschlag sollte sicherstellen, dass alle in Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 aufgeführten 
Aufgaben weiterhin auf Unionsebene ausgeübt werden. 

Die Europäische Aufsichtsbehörde muss dem Europäischen Parlament gegenüber in Bezug 
auf die auf dem Gebiet der europäischen Finanzaufsicht eingeleiteten Maßnahmen und 
gefällten Beschlüsse rechenschaftspflichtig sein und sollte dem zuständigen Ausschuss des 
Europäischen Parlaments gegenüber vierteljährlich Bericht erstatten.

Das Gremium oder die Gremien mit letztendlicher Entscheidungsbefugnis im Rahmen der 
Europäischen Aufsichtsbehörde sollten durch Führungskräfte geleitet werden, die nach der 
Bestätigung durch das Europäische Parlament ernannt werden. 

Die Europäische Aufsichtsbehörde sollte die folgenden Befugnisse und Verpflichtungen 
haben:

- Beaufsichtigung aller Finanzinstitute in den Ländern, die zum System gehören, jedoch mit 
einer klaren Aufteilung der operationellen Aufgaben zwischen der Europäischen 
Aufsichtsbehörde und den nationalen Aufsichtsbehörden abhängig von der Größe und 
Beschaffenheit der Banken und der Art der Aufsichtsaufgaben; 
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- eingehende Berücksichtigung der Auswirkung ihrer Tätigkeiten auf Wettbewerb und 
Innovation innerhalb des Binnenmarktes, der globalen Wettbewerbsfähigkeit der Union, 
der finanziellen Integration und der neuen Strategie der Union für Wachstum und 
Beschäftigung;

- Schutz der Stabilität des Finanzsystems, der Transparenz der Märkte und Finanzprodukte 
sowie der Einleger und Investoren;

- Verhinderung von Aufsichtsarbitrage und Gewährleistung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen; 

- Ausbau der internationalen Koordinierung der Aufsicht.

Empfehlung 1.2 in Bezug auf ein europäisches Einlagensicherungssystem 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Der zu erlassende Rechtsakt sollte den Vorschlag der Kommission vom 12. Juli 2012 für eine 
Richtlinie über Einlagensicherungssysteme aktualisieren und ergänzen, um eine stärkere 
europäische Dimension in die Einlagensicherung einzuführen.

Der Vorschlag sollte zur Einrichtung eines gemeinsamen Europäischen 
Einlagensicherungsfonds beitragen und sicherstellen, dass das Niveau der auf Unionsebene 
zur Verfügung stehenden Finanzmittel ausreichend ist, um ein hohes Schutzniveau für die 
betreffenden Einlagen zu gewährleisten; Der Europäische Einlagensicherungsfonds sollte alle 
Banken umfassen, um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu garantieren und die Verlagerung 
von Einlagen aus Finanzinstituten, die nicht zum Einlagensicherungssystem gehören, zu 
solchen, die zum Einlagensicherungssystem gehören, zu vermeiden.

Um den Schutz von privatem Sparvermögen zu maximieren, sollte der Europäische 
Einlagensicherungsfonds vom einheitlichen Fonds für die Sanierung und Abwicklung von 
Finanzinstituten getrennt sein (siehe Empfehlung 1.3). 

Der Europäische Einlagensicherungsfonds sollte eine stabile Finanzstruktur auf der Grundlage 
von Beiträgen aus der Industrie haben, wobei europäische öffentliche Gelder nur als letztes 
Sicherheitsnetz dienen sollten.

Alle Einlagen in Euro sollten einer besonderen Regelung unterliegen. Im Rahmen dieser 
besonderen Regelung sollte die Verpflichtung von Mitgliedstaaten, sicherzustellen, dass der 
Europäische Einlagensicherungsfonds über ausreichende Finanzmittel verfügt, im Falle von 
Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, kollektiver Natur sein. 

Es sollte ein Instrument geschaffen oder bestimmt werden, um sicherzustellen, dass die 
kollektive Verpflichtung eingehalten wird. Dieses Instrument könnte der ESM sein.

Empfehlung 1.3 in Bezug auf ein europäisches Sanierungs- und Abwicklungssystem 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:
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Der zu erlassende Rechtsakt sollte den vorliegenden Vorschlag für eine Richtlinie zur 
Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und 
Wertpapierfirmen aktualisieren und ergänzen, um ein europäisches System für die 
Anwendung von Abwicklungsmaßnahmen für Institute zu schaffen, die der direkten Aufsicht 
im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus unterliegen. 

Es sollte ein Organ auf europäischer Ebene eingerichtet oder bestimmt werden, um die 
erforderlichen Abwicklungsmechanismen in Bezug auf diese Institute anzuwenden 
(Europäische Sanierungs- und Abwicklungsbehörde). Das Organ sollte über eine weitgehende 
Unabhängigkeit verfügen. Sein Leiter sollte nach der Bestätigung durch das Europäische 
Parlament ernannt werden.

Um sicherzustellen, dass ausreichende Finanzmittel zur Verfügung stehen, um 
Abwicklungsmaßnahmen einzuleiten, sollte ein Fonds eingerichtet werden, der der Wahrung 
der Stabilität und der Eindämmung der Ansteckungsgefahr durch ausfallende Banken dient. 

Der Fonds sollte gesamteuropäisch sein, im Voraus von den betroffenen Instituten mit 
Finanzmitteln ausgestattet und von Einlagensicherungssystemen getrennt sein. 

Das Abwicklungssystem sollte eine stabile Finanzstruktur auf der Grundlage von Beiträgen 
aus der Industrie haben, wobei öffentliche Gelder nur als letztes Sicherheitsnetz dienen 
sollten. Mitgliedstaaten sollten jedoch verpflichtet sein, sicherzustellen, dass die Ausstattung 
mit Finanzmitteln ausreichend ist. 

Diese Verpflichtung sollte im Falle von Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, 
kollektiver Natur sein. Es sollte ein Instrument geschaffen oder bestimmt werden, um 
sicherzustellen, dass die kollektive Verpflichtung eingehalten wird. Falls notwendig, muss 
dieses Instrument in der Lage sein, direkt bei Instituten, die saniert oder abgewickelt werden, 
einzugreifen. Dieses Instrument könnte der ESM sein.

Der Vorschlag sollte auch mit anderen Aspekten der Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 7. Juli 2010 mit Empfehlungen an die Kommission zu einem 
grenzübergreifenden Krisenmanagement im Bankensektor übereinstimmen, wie der 
Harmonisierung von Insolvenzgesetzen und einer gemeinsamen Risikobewertung.

2. Ein integrierter haushaltspolitischer Rahmen

Empfehlung 2.1 in Bezug auf den „Two-Pack“

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Die Kommission sollte verpflichtet sein, in den folgenden Bereichen die im Zusammenhang 
mit den Two-Pack-Trilogverhandlungen zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat 
erreichten Kompromisse wirksam umzusetzen: 

- Einführung eines gemeinsamen haushaltspolitischen Zeitplans;

- Reform der nationalen haushaltspolitischen Rahmen;
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- Bewertung der Haushaltspläne;

- Einführung von Wirtschaftspartnerschaftsprogrammen; 

- strengere Kontrolle von Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist und gegen die ein 
Verfahren bei einem übermäßigen Defizit durchgeführt wird; 

- strengere Kontrolle von Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist und die Gefahr 
laufen, ihren Pflichten im Rahmen des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit nicht 
nachzukommen; 

- Berichterstattung über die Emission von Anleihen.

Empfehlung 2.2 in Bezug auf den fiskalpolitischen Pakt   

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Der fiskalpolitische Pakt sollte so bald wie möglich in das Sekundärrecht der Union 
umgesetzt werden. 

Empfehlung 2.3: Verstärkte Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Besteuerung 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Auf dem Gebiet der Besteuerung (wie bei der Einführung einer GKKB oder einer 
Finanztransaktionsteuer) sollte das Instrument der verstärkten Zusammenarbeit öfter genutzt 
werden, da harmonisierte Besteuerungsrahmen die haushaltspolitische Integration fördern 
werden. 

Empfehlung 2.4: Ein zentraler europäischer Haushalt, finanziert durch eigene Steuern 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Bei der Formulierung von Politikoptionen sollte die Kommission verpflichtet sein, die 
Positionen des Europäischen Parlaments zum mehrjährigen Finanzrahmen und zu 
Eigenmitteln zu berücksichtigen.

Empfehlung 2.5 in Bezug auf die Bekämpfung der Steuerhinterziehung 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Der freie Kapitalverkehr darf nicht als Möglichkeit zur Steuerhinterziehung genutzt werden, 
insbesondere bei Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist und die von gravierenden 
Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität betroffen oder bedroht sind. Daher 
sollte die Kommission internationale Verhandlungen abschließen und Vorschläge vorlegen, 
um die Zusammenarbeit und die Abstimmung zwischen Steuerbehörden zu verbessern. 
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3. Ein integrierter wirtschaftspolitischer Rahmen

Empfehlung 3.1 in Bezug auf eine bessere Ex-ante-Koordinierung von 
wirtschaftspolitischen Reformen

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Die Kommission sollte sicherstellen, dass die im Zusammenhang mit den Two-Pack-
Trilogverhandlungen zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat erreichten 
Kompromisse umfassend umgesetzt werden.

Empfehlung 3.2 in Bezug auf die Verbesserung des Europäischen Semesters

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Die verschiedenen Schritte des Europäischen Semesters sollten folgendermaßen gesetzlich 
verankert werden: 

- Die Entwicklung und Stärkung des Binnenmarkts und die Förderung internationaler 
Handelsbeziehungen sind für die Stimulierung des Wirtschaftswachstums, die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und die Beseitigung makroökonomischer 
Ungleichgewichte von zentraler Bedeutung; daher sollte die Kommission verpflichtet 
sein, in ihrem Jahreswachstumsbericht die Schritte zu berücksichtigen, die die 
Mitgliedstaaten eingeleitet haben, um den Binnenmarkt zu vollenden;

- das Europäische Semester sollte die Entwicklung einer stärkeren Synergie zwischen den 
Haushalten der Union und der Mitgliedstaaten im Hinblick auf das Erreichen der Ziele der 
„Europa-2020“-Strategie ermöglichen;

- die Einbeziehung regionaler und lokaler Behörden und Partner bei der Planung und 
Umsetzung relevanter Programme sollte verstärkt werden, um das Verantwortungsgefühl 
für das Erreichen der Ziele der Strategie auf allen Ebenen zu steigern und vor Ort ein 
stärkeres Bewusstsein für ihre Ziele und Ergebnisse sicherzustellen; 

- die Kommission sollte den Jahreswachstumsbericht und den Warnmechanismus-Bericht 
alljährlich bis zum 1. Dezember verabschieden, mit einem eigenen Kapitel für den 
Euroraum;

- die Kommission sollte im Jahreswachstumsbericht die wichtigsten wirtschaftlichen und 
haushaltspolitischen Probleme der EU und der einzelnen Mitgliedstaaten eindeutig 
bewerten, vorrangige Maßnahmen für deren Überwindung empfehlen und die Initiativen 
angeben, die auf der Ebene der Union und der Mitgliedstaaten ergriffen werden und die es 
ermöglichen, die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, langfristige Investitionen, die 
Beseitigung von Hindernissen für ein nachhaltiges Wachstum, die Umsetzung der in den 
Verträgen festgelegten Ziele und der aktuellen „Europa-2020“-Strategie zu fördern, die 
sieben Leitinitiativen umzusetzen und makroökonomische Ungleichgewichte abzubauen;



PR\912882DE.doc 23/24 PE494.867v02-00

DE

- die Mitgliedstaaten und deren Regionen sollten die nationalen und regionalen Parlamente, 
die Sozialpartner, die öffentlichen Behörden und die Zivilgesellschaft enger in die 
Gestaltung der nationalen Reform-, Entwicklungs- und Kohäsionsprogramme einbeziehen 
und sie regelmäßig konsultieren; 

- die Kommission sollte im Jahreswachstumsbericht ausdrücklich auf potenzielle Spill-
over-Effekte von wichtigen wirtschaftspolitischen Maßnahmen hinweisen, die auf EU-
Ebene und in den Mitgliedstaaten umgesetzt werden;

- die für das Europäische Semester zuständigen Kommissionsmitglieder sollten den 
Jahreswachstumsbericht nach dessen Annahme durch die Kommission mit den 
zuständigen Ausschüssen des Europäischen Parlaments erörtern;

- der Rat sollte dem Parlament gegenüber im Juli jegliche bedeutenden Veränderungen 
erklären, die er in Bezug auf die von der Kommission vorgeschlagenen länderspezifischen 
Empfehlungen vorgenommen hat; die Kommission sollte an dieser Anhörung teilnehmen, 
um ihre Ansichten in Bezug auf die Situation darzulegen;

- die Mitgliedstaaten sollten möglichst detaillierte Informationen über die in den nationalen 
Reformprogrammen vorgesehenen Maßnahmen und Instrumente zur Verwirklichung der 
nationalen Ziele, einschließlich der Umsetzungsfrist, der erwarteten Auswirkungen, 
möglicher Spill-over-Effekte, der Risiken einer nicht erfolgreichen Umsetzung, der 
Kosten und einer etwaigen Inanspruchnahme der EU-Strukturfonds, vorlegen.

4. Stärkung der demokratischen Legitimität und Rechenschaftspflicht

Empfehlung 4.1 in Bezug auf den Wirtschaftsdialog 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Die Kommission sollte verpflichtet sein, die im Zusammenhang mit den Two-Pack-
Trilogverhandlungen zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat erreichten 
Kompromisse umfassend umzusetzen.

Empfehlung 4.2: Europäische finanzielle Sicherheitsnetze

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

Die Tätigkeit von EFSF/ESM und jeder zukünftigen ähnlichen Struktur sollte einer 
regelmäßigen demokratischen Kontrolle durch das Europäische Parlament unterliegen.

Empfehlung 4.3 in Bezug auf den Ausbau der Rolle des Europäischen Parlaments und 
die interparlamentarische Zusammenarbeit im Zusammenhang mit dem Europäischen 
Semester

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:
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– Das Europäische Parlament sollte vor der Frühjahrstagung des Rates über den 
Jahreswachstumsbericht abstimmen und Vorschläge für Änderungen an den Europäischen 
Rat übermitteln; der Präsident des Europäischen Parlaments sollte die Sichtweise des 
Parlaments in Bezug auf den Jahreswachstumsbericht bei der Frühjahrstagung des 
Europäischen Rates darlegen;

– die Kommission und der Rat sollten bei interparlamentarischen Treffen zwischen 
Vertretern nationaler Parlamente und Vertretern des Europäischen Parlaments in 
entscheidenden Momenten des Semesters anwesend sein (d. h.: nach der Veröffentlichung 
des Jahreswachstumsberichts und nach der Veröffentlichung der länderspezifischen 
Empfehlungen), um es insbesondere den nationalen Parlamenten zu ermöglichen, bei der 
Erörterung der nationalen Haushaltspläne eine europäische Sichtweise zu berücksichtigen.

Empfehlung 4.4 in Bezug auf die Steigerung der Transparenz und der 
Rechenschaftspflicht

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass der zu erlassende Rechtsakt Folgendes 
regeln sollte:

– Um die Transparenz zu verstärken, sollten ECOFIN und die Euro-Gruppe verpflichtet 
werden, dem Europäischen Parlament wichtige interne Unterlagen, Tagesordnungen und 
Hintergrundmaterial vor ihren Sitzungen vorzulegen;

– das Europäische Parlament sollte an der weiteren Erstellung des Berichts der vier 
Präsidenten gemäß der Gemeinschaftsmethode beteiligt werden; diese Beteiligung kann 
auf der Ebene der Arbeitsgruppen (Vorbereitungsarbeiten) sowie auf der Ebene der 
Präsidenten (Entscheidungsfindung) organisiert werden;

– der Präsident des Europäischen Parlaments sollte dazu eingeladen werden, an Sitzungen 
des Europäischen Rates und an Gipfeltreffen der Mitglieder des Euro-Währungsgebiets 
teilzunehmen;

– wenn der Union neue Befugnisse übertragen oder neue Befugnisse auf Unionsebene 
geschaffen oder neue EU-Institutionen gegründet werden, sollte eine entsprechende 
demokratische Kontrolle durch das Europäische Parlament und eine Rechenschaftspflicht 
dem Europäischen Parlament gegenüber sichergestellt werden;

– das Europäische Parlament sollte eine Anhörung durchführen und der Ernennung des/der 
ESM-Vorsitzenden zustimmen. Der/die Vorsitzende sollte dazu verpflichtet sein, dem 
Europäischen Parlament regelmäßig Bericht zu erstatten;

– Der/die Kommissionsvertreter bei der Troika sollten im Europäischen Parlament vor der 
Aufnahme seiner/ihrer Arbeit angehört werden, und sollte(n) dazu verpflichtet sein, dem 
Europäischen Parlament regelmäßig Bericht zu erstatten.


